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Nro. 1, Marienwerder, den 3. Januar 1872 


Das 46., 47., 48. und 49. Stuck des Reichs⸗ 1874, vom 9. Dezember 1871. 

Geſetz⸗Blattes pro 1871 enthält unter: Ne. 752 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung des 
Nr. 735 das Geſog, betreffend die Feſtſtellung eines Haushalts⸗Etats des Deutſchen Reichs für das Jahr 
Nachtrags zu dem Haushalts: Etat des Deutſchen 1872, vom 4. Dezember 1871. 

Reichs für das Jahr 1871, vom 22. November 187 1. Nr. 753 die Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des 
Nr. 736 das Geſetz, betreffend den apßerordentlichen Etats der Verwaltung des Reichsheeres für das 

Geldbedarf für die Reichs⸗Eiſenhahnen in Elſaß⸗ Jahr 1872, vom 9. Dezember 1871. 
„Lothringen, vom 22. November 1871. Nr. 754 das Geſetz, betreffend die Ergänzung des Straf⸗ . 
Nr. 737 das Geſetz, betreffend die Einführung der geſetzbuchs für das Deutſche Reich, vom 10. Dezem⸗ 2 
9 1 7 e ee 1 den „ ber 1871. 

und vom 17. Augu n Baiern, vom 26. No⸗ 
ueber 1871. ft Verordnun 


gen und Befaunimachungen der 
Nr. 738 das Geſetz über bie Einführung des Gefepes entral⸗Behörden. 


des Norddeutſchen Bundes, betreffend die 1 Nach der Beſtimmung im $ 1 des fernerweiten 
tung zum Kriegsdienſte, vom 9, November 1867 n Geſetzes vom 20. d. M., betreffend die Konſolidation 
pern, vom 24. November 1871. Preußiſcher Staatsanleihen erliſcht mit dem 15. Ya: 
Nr. 739 das Geſetz, betreffend die Einführung des nuar 1872 die dem Finanz⸗Mintſter im 5 4 des Ge⸗ 
Geſetes des Norbdeulſchen Bundes vom 8. 5 Se ſetzes vom 19. Dezember 1869 ertheilte Ermächtigung, 
1868 über die Unterſtlizung ber bedürftigen Familien die ui derſentgen Verſchreibungen der im 9 1 
zum Dienſte einberufener Mannſchaſten der Erſatz⸗ unter J. daſelbſt auf drten 4½ prozentigen Anleihen, 
reſerve in Baden, vom 22. November 1871. welche von den Inhabern dazu angeboten wer den, in 
Nr. 740 das Geſetz, betreffend die Einführung des Ge⸗ der Art bewirken zu laſſen, daß die Verſchretbungen 
fehes des Norddeutſchen Bundes über die Quartier⸗ dieſer Anleihen gegen Ueberlaſſung von Verſc re ibungen 
leiſtung für die bewaffnete Macht während des der konfolidirten Anleihe im gleichen Nennbetrage er⸗ 
Friedenszuſtandes, vom 25. Juni 1868 in Baden, worben werden. 
vom 22. November 1871. Im Verfolg der Bekanntmachungen vom 3 März 
Nr. 741 die Vero dnung, betreffend die Einführung und 25. Mai 1870 werden die Beflger von Schuld⸗ 
des preußiſchen Militär⸗ Strafrechts in Baden, vom verſchreibungen der 4½ prozentigen Anleihen aus den 
24. November 1871. Jabren 1848, 1854, 1855 A, 1856, 1857, 1859 J, 
Nr. 744 das Geſetz, betreffend die Bildung eines Reichs⸗ 1864, 1867 A., 1867 C., 1867 P „1868 B, hiervon 
kriegs ſchatzes, vom 12. November 1871. mit dem Bemerken in Kenntniß Zeſetzt, daß danach 
Nr. 745 das Geſetz, betreffend die Ausprägung von der Umtauſch dieſer Verſchreibungen gegen Verſchrei⸗ 
Reichsgolbmünzen, vom 4. Dezember 1871. bungen der konſolidirten 4½ prozentigen Staatsanleih⸗ 
Nr. 746 das Geſetz, betreffend den Erſaß der den be⸗ nur noch bis zum 15. Januar 1872 einſchließlich bei 
dürftigen Familten zum Dienfte einberufener Reſerve⸗ den in jenen Bekanntmachungen bezeichneten Annahme⸗ 
und Landwehr⸗Mannſchaften gewährten oder noch ſtellen ſtattfindet, ſpäter eingehende diesfällge Anträge 
zu gewährenden geſetzlichen Unterſtüzungen, vom aber ohne Ausnahme nicht mehr berückſichtigt werden 
4. Dezember 1871. können. 
747 die Bekanntmachung, betreffend die Abände⸗ Berlin, den 21. Dezember 1871. 
rung der unter dem 1. Juli d. J. zur Ausführung Der Finanz⸗Miniſter. 
des Reichsgeſetzes vom 8. Juni d. J. über die Camphausen, 
haberpapiere mit Prämien erlaffenen ergänzenden 2) Wit Mückſicht auf die Beſtimmungen der Maaß⸗ 
orſchriften (Reichsgeſetzbl. S. 304), vom 4. Dezem⸗ und Gewichts» Ordnung vom 17. Auguſt 1868 (Bds.⸗ N 
ber 1871. Geſ.⸗Bl. S. 473) wird hlerdurch zur öffentlichen Kenntni zz 
Nr. 751 das Geſetz, betreffend die Friedenspräſenzſtärke gebracht, 2 Nn 
des deutſchen Heeres und bie Ausgaben für die Ver⸗ daß die Uebergangsabgabe vom Brannt⸗ 
Ausgegeben in Marienwerder den 4. Januar 1871. 8 8 5 . x 
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wein, welche bisher für die Preußiſche Ohm bei henden Beſtimmungen nur aufgenommen w 


50 Prozent Alkohol nach Tralles 6 Thaler be zwar auch nur unter der Vorausſetzung, daß nicht etwa 


tragen hat, vom 1. Januar 1872 ab für das Geſundheits⸗ oder Alters Ver 


Hektoliter bei 560 Prozent Alkohol nach Tralles, den 88. 3. und 4, unſeres Reglements überhaupt gänz⸗ 
d. i. für 5000 Alkohol⸗Literprozente, mit 4 Thlr. lich von der Reception ausſchließen): 


11 Sgr. za entrichten if. 
Berlin, den 9. Dezember 1871. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
gez. Camphausen. 
) Bekanntmachung, 
betreffend die Erſatzleiſtung für die präkludirten Kaſſen⸗ 
Anweiſungen von 1835 und Darlehnskaſſenſcheine. 
Durch unſere wiederholt veröffentlichten Bekannt 
machungen ſind die Beſitzer von Kaſſenanweiſungen von 
1835 und von Darlehnskaſſenſcheinen von 1848 aufge⸗ 
fordert, ſolche Behufs der Erſatzleiſtung an die Kontrolle 
der Staatspapiere hierſelbſt, Oranienſtraße 92. oder an 
eine der Königl. Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen einzureichen. 
Da deſſenungeachtet ein großer Theil dieſer Papiere nicht 
eingegangen iſt, ſo werden die Beſitzer derſelben noch⸗ 
mals an deren Einreichung erinnert. Zugleich werden 
diejenigen Perſonen, welche dergleichen Papiere nach dem 
Ablaufe des auf den 1. Juli 1855 feſtgeſetzt geweſenen, 
durch das Geſetz vom 15. April 1857 unwirkſam ge⸗ 
machten Präkluſivtermins an uns, die Kontrolle der 
Staatspapiere oder die Provinzial⸗, Kreis⸗ oder Lokal- 
Kaſſen abgeliefert und den Erſatz dafür noch nicht em 
pfangen haben, wiederholt veranlaßt, ſolchen bei der Kon⸗ 
trolle der Staatspapiere oder bei einer der Regierungs⸗ 
Haupt⸗Kaſſen gegen Rückgabe der ihnen ertheilten Em⸗ 
pfangſcheine oder Beſcheide in Empfang zu nehmen. 
Berlin, den 9. Juni 1868. 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
v. Wedell. Löwe. Meinecke. Eck. 
4) Die Königlichen Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen, denen 
im Intereſſe der Staatsbeamten und zur Ver 
einfachung unſerer Verwaltung die Vermittelung von 
Aufnahmen in unſere Anſtalt obliegt, werden ſeit län⸗ 
gerer Zeit dadurch, daß die betreffenden Anträge von 
Behörden und einzelnen Perſonen in der Regel höchſt 
unvollſtändig und mit unzuläffigen Neben» Anträgen bei 
ihnen eingehen, mit Correſpondenzen zur Beſeitigung der 
vorgefundenen Mängel und Beantwortung unſtatthafter 
Anträge in demſelben Maaße ungebührlich belaſtet, als 
unſere eigene Verwaltung. Wir machen daher in Fol⸗ 
gendem alles dasjenige bekannt, was bei der Reception 
in unſere Anſtalt erforderlich iſt, und bemerken dabei 
ausdrücklich, daß Abweichungen von dieſen Beſtimmun⸗ 
gen unter keiner Bedingung geſtattet werden können. 
Sollte alſo dagegen irgendwie verſtoßen oder irgend eine 
vorgeſchriebene Form nicht ganz genau beachtet werden, 
worüber die mit uns in Verbindung ſtehenden Königli⸗ 
chen Kaſſen und unſere Agenten ftreng zu wachen haben, 
ſo müſſen die betreffenden Perſonen erwarten, daß ihre 
Aufnahmen abgelehnt oder verzögert und ihnen umſtänd⸗ 
liche Correſpondenzen und Portokoſten verurſacht werden. 
I. Es können in die Königlich Preußiſche allge⸗ 
meine Wittwen Verpflegungs Anſtalt nach den beſte⸗ 


a. diejenigen im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtell⸗ 
ten Eivilbeamten, welche nach dem Penſtonsregle⸗ 
ment vom 30. April 1825 penſtonsberechtigt find und 
daher zum Penſionsfonds beitragen, jedoch mit der 
Maaßgabe, daß diejenigen unter ihnen, deren ffxir⸗ 
tes Dienſteinkommen die Summe von jährlich 250 
Thlr. nicht überſteigt, höchſtens eine Wittwenpen⸗ 
ſion von 50 Thlr. verſichern dürfen; 

b. die Aſſeſſoren bei den Regierungen, den Oberge⸗ 
richten und den Rheiniſchen Landgerichten, auch 
wenn fie weder Gehalt noch Diäten beziehen, fo 
wie die bei den Auseinanderſetzungs⸗Behörden als 
Special⸗Commiſſarien dauernd beſchäftigten Oeco⸗ 
nomie⸗Commiſſarien, noch ehe ſie in den Genuß 
eines penſionsberechtigten Einkommens treten, jedoch 
alle dieſe unter b. angeführten Beamten nur mit 
der Verſicherung einer Wittwenpenſton von höchſtens 
100 Thlr., vorbehaltlich einer künftigen Erhöhung 
derſelben für den Fall, daß ihnen ſpäter die Pen⸗ 
ſtons⸗Berechtigung beigelegt werden ſollte; 

e. die im eigentlichen Seelſorger⸗Amte, ſowohl unter 
Königlichen als unter Privat⸗Patronaten angeſtell⸗ 
ten Geiſtlichen; 

d. die an Gymnaſten und dieſen gleich zu achtenden 
Anſtalten, an Schullehrer⸗Seminarien, ſowie an 


„ 


erden (und 


hältniſſe obwalten, die nach 


höheren und an allgemeinen Stadtſchulen angeſtell. 


ten wirklichen Lehrer; nicht aber auch die Hülfs⸗ 
lehrer ſolcher Anſtalten und die Lehrer an ſolchen 
Klaſſen derſelben, welche als eigentliche Elementar⸗ 
klaſſen nur die Stelle der mit jenen höheren Unter⸗ 
ee verbundenen Elementarſchulen er⸗ 
etzen; 

e. die Profeſſoren bei den Univerfitäten, wenn ſie mit 
einer fixirten Beſoldung angeſtellt find; 

f. die reitenden Feldjäger. 

Außerdem ſind zwar noch einige andere Beamten⸗ 
klaſſen, als die Hofdiener u. ſ. w., beitrittsfähig, 
dieſe befinden ſich jedoch uns gegenüber in einer 
ganz beſonderen Ausnahmeſtellung und werden nie⸗ 
mals von unſern Agenten oder den Königlichen 
Regierungs⸗Hauptkaſſen, ſondern zum größten Theil 
von ihren eigenen, mit unſern Aufnahme⸗Beſtim⸗ 
mungen vollkommen bekannten Behörden zur Recep⸗ 
tion bei uns angemeldet. Es bedarf daher hier 
nicht weiter ihrer Erwähnung. . 

II. Wer nun hiernach der Königlich Preußiſchen 


allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten will, 
hat vorzulegen: 


a. ein Atteſt ſeiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu 
einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu I. a. 
ausdrücklich darüber, daß er ein penſionsbeitrags⸗ 
pflichtiges Gehalt und event. zu welchem jährli⸗ 
chen Betrage beziehe, zu I. b. wegen der Deconomie. 


— 


{ 
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. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen 


Commiffarien, daß er bei einer Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde dauernd beſchäftigt ſei, zu I. d. dagegen 
darüber, daß er zu den nach der Allerhöchſten Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 17. April 1820 receptionsfähigen 
Lehrern gehöre. Ausgenommen find hierbei nur 
die Geiſtlichen und die bei den Regierungen und 
Obergerichten oder anderen Landes⸗Collegien als 
wirkliche Räthe angeſtellten Staatsbeamten, da 
dieſe über ihre Stellung keines beſonderen Nachwei⸗ 
ſes bedürfen. 

Heiraths⸗Conſenſe können nur dann die Stelle 
ſolcher Atteſte vertreten, wenn in denſelben das 
Verhältniß des Beamten oder Lehrers, welches ihn 
nach den obigen Beſtimmungen zur Aufnahme in 
unfere Anſtalt berechtigt, beſonders und beſtimmt 
ausgedrückt, auch event. das penſionsbeitragspflich⸗ 
tige Dienſt⸗Einkommen des Beamten ad I. a. an⸗ 
gegeben iſt. Verſicherunge welche die Recipienden 
ſelbſt über ihre Stellung abgeben oder einfache Be⸗ 
ſcheinigungen einzelner Behörden: „daß N. N. be⸗ 
rechtigt oder verpflichtet ſei, der Königlichen all⸗ 
gemeinen Wittwen⸗Berpflegungs⸗Anſtalt beizutreten“ 
können uns niemals genügen, da wir dieſe Berech⸗ 
tigung oder Verpflichtung auf eigene Verantwortung 
ſelbſt zu prüfen haben. 


Copulationsſchein. 

Die in dieſen Documenten vorkommenden Zah⸗ 
len müſſen mit Buchſtaben ausgeſchrieben ſein und 
die Vor⸗ und Zunamen beider Eheleute in den Ge⸗ 
burtsſcheinen müſſen mit den Angaben des Copula⸗ 
tionsſcheins ſo genau übereinſtimmen, daß die 
Identität der Perſonen vurchaus keinem Zweifel 
unterliegt, der ſonſt anderweitig auf glaubhafte Weiſe 
ee ſein würde. 

loße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der 


Er im Copulationsſcheine vorhanden, fo können 
e als Erſatz etwa fehlender beſonderer Geburts⸗ 
Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung in der⸗ 
ſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher die Taufe voll⸗ 
zogen wurde, und wenn die Copulations⸗ und 
Geburts⸗Angaben ausdrücklich auf Grund der Kir⸗ 
chenbücher einer und derſelben Kirche gemacht wer- 
den. Sollte in beſonderen Fällen es nicht möglich 
ſein, einen Geburtsſchein zu erhalten, und dieſe 
Unmöglichkeit beſcheinigt oder wenigſtens wahrſchein⸗ 
lich gemacht werden, fo muß das Alter durch gül- 
tige Atteſte ſeit der Zeit der Confirmation, durch 
glaubwürdige Beſcheinigung der Eltern oder Tauf⸗ 
zeugen, durch gerichtliche Vormundſchafts⸗Beſtel⸗ 
lungen, worin das Alter der aufzunehmenden Ehes 
leute angeführt wird, durch Documente, welche 
geraume Zeit vor beantragter Reception im Druck 
erſchienen find, oder ſonſt durch andere, allenfalls 
durch das suppletorium zu bekräftigende Mittel 
erweislich gemacht werden. 

Einer gerichtlichen Beglaubigung der Kirchenzeug⸗ 


niſſe bedarf es nicht mehr, wohl aber muß der 
Unterſchrift des Ausſtellers das Kirchenſiegel deut⸗ 
lich beigedruckt ſein. Auch find dieſe Documente 
ſtempelfrei, den Predigern aber iſt es nachgelaſſen, 
für Ausfertigung eines jeden ſolcher Zeugniſſe kirch⸗ 
liche Gebühren, jedoch höchſtens im Betrage von 
7 Sgr. 6 Pf. zu fordern. 

Da die Kirchenzeugniſſe bis nach Beendigung 
der Mitgliedſchaft bei unſern Akten verbleiben müſ⸗ 
ſen, ſo iſt denjenigen Recipienden, die ſie etwa auf 
Stempelpapier einreichen und alſo ſpäter auch zu 
anderen Zwecken als zum Einkauf in unſere An⸗ 
ſtalt benutzen können, ganz beſonders anzurathen, 
von vorn herein uns zu unſern Akten nicht die 
Originalien, ſondern ſtempelfreie beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem ausdrück⸗ 
lichen Vermerke des vidimirenden Beamten, daß den 
Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. Je⸗ 
denfalls beſitzen wir keine Arbeitskräfte, um ſpä⸗ 
ter auf Verlangen einzelner Intereſſenten beglau⸗ 
bigte Abſchriften der bei unſern Akten beruhenden 
Atteſte ertheilen zu können. 


e. Ein ärztliches, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in fol⸗ 


gender Faſſung: 

„Ich (der Arzt) verfichere hierdurch auf meine 
Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner beſten 
Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwind⸗ 
ſucht, Waſſerſucht, noch einer andern chroniſchen 
Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch 
bettlögerig, ſondern geſund, nach Verhältniß ſei⸗ 
nes Alters bei Kräften und fähig ift, feine Ge⸗ 
ſchäfte zu verrichten.“ 

Dieſes Atteft des Arztes muß von vier Mitgliedern 
unſerer Anſtalt, oder, wenn ſolche nicht vorhanden 
ſind, von vier anderen bekannten redlichen Männern 
dahin bekräftigt werden: 

„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und 
ſie das Gegentheil von dem, was der Arzt atte⸗ 
ſtirt habe, nicht wiſſen.“ 

Wohnt der Recipiend außerhalb Berlin, ſo iſt noch 
außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, dahin lautend: 

„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen 
das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, auch 
keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, 
Schwiegerſohn oder Schwager des Aufzunehmen⸗ 
den oder der Frau deſſelben ſei.“ 

Diefes Certifikat darf nur von Notar und Zeugen, 
ven einem Gerichte oder von der Ortspolizei⸗Behörde 
ertheilt werden; bei den Geſundheits⸗Atteſten für auf⸗ 
zunehmende Gensd'armen find jedoch ausnahmsweiſe 
auch die Certifikate von Gensd'armerie⸗Offizieren zu⸗ 


läſſtg. 

Das ärztliche Atteſt ſelbſt können wir nur von einem 
approbirten praktiſchen Arzte oder von einem Kreis⸗ 
Wundarzte annehmen. Wundärzte I. Klaſſe, die nicht 
im Staatsdienſte angeſtellt find, dürfen dergleichen 
Atteſte nur daun ausſtellen, wenn uns zugleich von 


der Ortsobrigkeit beſcheinigt wird, daß an ihrem Verſicherungen und kur in ſofern mit biefen gemein⸗ 
Wohnorte zur Zeit ihrer Niederlaſſung daſelbſt ein ſchaftlich betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag die 
zum Doctor promovirter praktiſcher Arzt nicht anfällig | Summe von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. und 500 Thlr. 
geweſen. nicht überſteigen darf (ef. I. a. und b.), iſt die aber ⸗ 
Das Atteſt, die Zeugen⸗Ausſagen und das Certi⸗ malige Beibringung der Kirchenzeugniſſe nicht erforder⸗ 
fikat dürfen nie vor dem 16. Januar oder 16. Juliſlich, ſondern nur die Anzeige der älteren Receptions⸗ 
batirt fein, je nachdem die Aufnahme zum 1. April[ Nummer, ein neues vorſchriftsmäßiges Geſundheitsatteſt 
oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und die oben vorgeſchrie⸗ und, wenn die zu I. a. und b. bezeichneten Grenzen über⸗ 
bene Form muß in allen Theilen Wort für Wort ganz ſſchritten werden ſollen, ein amtliches Atteſt über die ver⸗ 
genau beobachtet werden. änderte Stellung und Beſoldung, ſo wie über die etwa 
III. Die Aufnahme⸗Termine ſind, wie eben ange⸗ erlangte Penſions⸗ Berechtigung. Auch die Beträge der 
dentet, der 1. April und 1. Oktober eines jeden Jahres. Erhöhungen müſſen wie bie erſten Verſicherungen durch 
Wer alſo nach I. zur Reception berechtigt oder 25 ohne Bruch theilbar ſein. 
verpflichtet iſt und dieſe durch eine Königliche Regierungs⸗ VII. Nach dem Geſetze vom 17. Mai 1856 wer⸗ 
Haupt⸗ oder Inſtitutenkaſſe, oder durch einen unſerer den nicht mehr Goldſummen, ſondern nur noch Sum⸗ 
Commiſſarien bewirken will, hat an dieſelben feinen An- men in Silbergeld verſichert, fo wie auch die halbjähr⸗ 
trag und die zu II. genannten Documente vor dem 1. lichen Beiträge nur noch in Silbergeld berechnet werden. 
April oder 1. Oktober ſo zeitig einzureichen, daß ſie VIII. Da wir im Schlußſatze der Receptions⸗ 
ſpäteſtens bis zum 15. März oder 15. September von Documente ſtets förmlich und rechtsgültig über die erſten 
dort aus bei uns eingehen können. Anträge, welche halbjährlichen Beiträge quittiren, ſo werden beſondere 
nicht bis zu dieſem Zeitpunkte gemacht und bis dahin Quittungen über dieſelben, wie fie ſehr häufig von uns 
nicht vollſtändig belegt worden find, werden von den verlangt werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. 


Königlichen Kaſſen und Commiſſarien zurückgewieſen und Berlin, den 29. Januar 1859. 

können nur noch ſpäteſtens bis zum 1. April oder 1. General» Direction 

Oktober in portofreien Briefen unmittelbar an uns ſelbſt der Königl. allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt. 

eingeſandt werden. 5) Bekanntmachung, 
In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termine Einführung von Correſpondenzkarten mit bezahlter 

werden keine Receptions⸗Anträge angenommen und keine Rückantwort. 

Aufnahmen vollzogen. Nach § 14 des Poſt⸗Reglements vom 30. Novbr. 
IV. Den zu II. genannten Atteſten find womög⸗1871 werden vom 1. Januar 1872 ab für den Poſt⸗ 


lich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden halb⸗ verkehr innerhalb des deutſchen Reichs Correſpon⸗ 
jährlichen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarif zufdenzkarten mit bezahlter Rückantwort ein⸗ 
dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht berechnet geſührt. Zu dieſen Correſpondenzkarten kommen be⸗ 
werden können. Diefer Tarif iſt im Verlage der hie⸗ſondere, bei allen Reichs⸗Poſtanſtalten zu beziehende 
ſigen Decker ſchen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei er⸗ Formulare in Anwendung, von denen die zweite 
ſchienen und iſt alſo Jedermann zugänglich. Bei Be⸗ Hälfte zur Rückantwort dient. Die vorauszubezahlende 
rechnung der Alter iſt jedoch der $. 5. unſeres Regle⸗ Gebühr für die Mittheilung und für die Antwort zu: 
ments zu beachten, wonach einzelne Monate unter Sechs ſammengenommen beträgt ohne Unterſchied der Ent⸗ 
gar nicht, vollendete Sechs Monate aber und darüber fernung 2 Sgr. bez. 6 Kr. Der Adreſſat — d. i. der 
als ein ganzes Jahr gerechnet werden. zur Rückantwort Veranlaßte — kann den zweiten Theil 

Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theil⸗ der Karte, ohne Rückficht auf die Münzwährung der 
zahlungen zur Tilgung derſelben find unſtatthaft, und Freimarke, als frankirte Correſpondenzkarte abſenden. 
vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder Berlin, den 23. Dezember 1871. 
und der vorgeſchriebenen Atteſte kann unter keinen Um⸗ Kaiſerliches General⸗Poſtamt. Stephan. 
ftänden eine Reception bewirkt werden. 6) Bekanntmachung. 5 

V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu ver⸗Signirung der Packete nach Berlin und anderen größeren 
ſichernden Penſton betrifft, ſo haben hierüber nicht wir, lädten. 
ſondern die den Recipienden vorgeſetzten Dienſtbehörden Um die Möglichkeit zu ſichern, die mit der Poſt 
zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im Allgemeinen beförderten Packete auch beim Fehlen der Begleitbriefe 
bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen richtig zu beſtellen, iſt erforderlich, daß, wenn die Packete 
Verordnungen die Penſion mindeſtens dem fünften Theile nach größeren Städten, namentlich nach Berlin, gerich⸗ 
des Dienſteinkommens gleich ſein muß, wobei jedoch zu tet und Berl für größere Firmen oder allgemein bes 
berüdfichtigen iſt, daß die Verſicherungen nur von 25 kannte Perſonen beflimmt find, die Wohnung des 
Thlr. bis 500 Thlr. inel., immer mit 25 Thlr. ſtei⸗ Adreſſaten nach Straße und Hausnummer nicht nur 
gend, ſtattfinden können. auf dem Begleitbriefe, ſondern auch auf dem Packete 

VI. Bei ſpäteren Penſions⸗Erhöhungen, die je- ſelbſt genau bezeichnet werde. 5 
doch in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. ſ. Berlin, den 15. Dezember 1871. — 
w. als ganz neue, von den älteren als ganz unabhängige Kaiſerl. General⸗Poſtamt. In Vertr.: Wiebe. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der port bis zum 1. November 1872 erfolgt, dem aus⸗ 
Provinzial⸗Kehörden. zaſtellenden Frachtrriefe der Original⸗Frachtbrief für 
7). Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten den Hintransport beigefügt und non dem Aueſtellungs⸗ 
Exlaſſes vom 15. Mal d. J. das Statut für die Comits auf erſterem bescheinigt iſt, daß die belreffen⸗ 
Gegenſeitige Lebens⸗Invaliditäts⸗ und Unfall⸗ den Gegenſtände auf der Ausſtellung geweſen und un⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft Prometheus zu Berlin verkauft geblieben find. 
zu genehmigen geruht. Bromberg, den 14. Dezember 1871. 
Das ſtatutenmäßige Stiftungs⸗ Capital ron Königliche Direktion der Oſtbahn. 
200,000 Thalern iſt bereits beſchafft und ſteht dem 12) Vom 1. Februar 1872 ab tritt im Hamburg⸗ 
beabſichtigten Beginne des Geſchäftsbetriebes mit dem Ruſſiſchen und im Oſtdeutſch⸗Ruſſiſchen Verband⸗Güter⸗ 
1. Januar k. J. nichts mehr entgegen. verkehre eine unbedeutende Erhöhung eines Theiles 
Dies wird hierdurch mit dem Bemerken zur der bisherigen Tarifſätze für die ruſſiſchen Bahnſtrecken 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß das Statut der ein. Hierauf bezügliche Tariftabellen find von den bes 
Geſellſchaft nebſt der Beſtätigungs⸗ Urkunde als Beilage treffenden Verbandſtationen käuflich zu beziehen. 
zu Nr. 22 des Amtsblatts der Königl. Regierung zu Bromberg, den 27. Dezember 1871. 


Bromberg und der Stadt Berlin vom 2. Juni d. J. Königliche Direktion der Oſtbahn. 
veröffentlicht worden ift. 13) Vom 1. Janzar 1872 ab tritt an Stelle der 
Marienwerder, den 23. Dezember 1871. Seite 1—29 des Oſtbahn⸗Lokaltarifs enthaltenen regle⸗ 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. mentariſchen und tarifariſchen Beſtimmungen ein erſter 
8) Die mit einem Gehalte von jährlich 100 Thlrn. Nachtrag zum Oſtbahn⸗Lokaltarif in Kraft. 
dotirte Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Wirſitz mit dem Derſelbe iſt von allen Oſtbahn⸗Stationen käuflich 
Wohnſitze in der Stadt Mroczen fol wieber beſetzt zu beziehen. 


werden. Bromberg, den 27. Dezember 1871. 
Qualificirte Bewerber um dieſe Stelle haben ſich Königliche Direktion der Oſtbahn. 
unter Einreichung ihrer Zeugniſſe bei uns innerhalb 14) Vom 1. Januar d. J. ab wird die Kaiſerliche 
6 Wochen zu melden. Ober⸗Poſt⸗Direktion in Marienwerder aufgehoben und 
Bromberg, den 16. Dezember 1871. der bisherige Geſchäftskreis derſelben der Kaiſerlichen 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. Ober⸗Poſtdirektion in Danzig zugewieſen. 
9) Den evangeliſchen Lehrer Weinert zu Vands⸗ Marienwerder, den 1. Januar 1872. 
burg haben wir mit der Ausbildung evangeliſcher Der Kaiſerliche Ober⸗Poſt⸗ Direktor. 
Seminar⸗Präparanben beauftragt. 15) Bekanntmachung 
Eltern und Pfleger ſolcher junger Leute, welche des Königl. Konſiſtoriums, die Prüfung der Kandidaten 
in Vandsburg für den Eintritt in ein evangeliſches der Theologie betreffend. 
Schullehrer⸗Seminar vorbereitet werden ſollen, können Diejenigen Kandidaten der Theologie, welche ſich 
ſich dieſerhalb an den genannten Lehrer wenden. der Prüfung pro ministerio im nächſten Termine 
Marienwerder, den 20. Dezember 1871. unterziehen wollen, haben fich dazu bei uns ſpäteſtens 


Königl. Regierung. Abtheil. für Kirchen⸗ u. Schulweſen. bis zum 21. Januar 1872 zu melden, wobei unſere 
10) Mit Nückſicht auf die Kürze des ſeit Publikation deshalb gegebenen Beſtimmungen vom 2. Januar 1862 
der Anweiſung, betreffend die Medieinal⸗ Gewichte — Amtliche Mittheilungen pro 1862, 4. Stück Nr. 360 — 
(Beilage zu Nr. 23 des Reichsgeſetzblattes für 1871) auf deren Inhalt wir ausdrücklich verweiſen, genau 
verſtrichenen Zeitraumes und im Hinblick auf die der⸗ zu beachten ſind. 

malige Ueberlaſtung der Aichämter und Aichungsarbeiten Als ſpäteſten Termin der Einſendung der ſchrift⸗ 
ift der im § 89 der Aichordnung angenommene Präkluſtv⸗ lichen Arbeiten über die jedem zur Prüfung angenom⸗ 
Termin für die Umſtempelung bisheriger Landesgewichte menen Kandidaten ertheilten Aufgaben, beſtimmen wir 
für Medizinalgewichte bisheriger Form und für guß⸗ den 31. März 1872, indem wir zugleich bemerken, daß 
eiſerne Gewichtsſtücke der bisherigen Landesgewichts⸗ die mündliche Prüfung mit Abhaltung der Prüfungs⸗ 
ſyſteme von ½ Pfund und größerer Schwere bis zum Predigten bei uns am 26. April 1872 beginnen wird, 


1. Juli 1872 hinausgeſchoben worden. nachdem zuvor das Tentamen bei der hieſigen theolo⸗ 
Königsberg, den 27. Dezember 1871. iſchen Fakultät ſtattgefunden haben wird, zu welchem 
Königl. Aichungs⸗Inſpektion für die Provinz Preußen: ſich die betheiligten Kandidaten ſpäteſtens am 15. April 
Heſſe, Regierungs⸗ und Baurath. 1872, Vormittags 9 Uhr, bei dem zeitigen Dekan, 


11) Für diejenigen Gegenſtände, welche zu der im Herrn Prof. Dr. Sommer, perſönlich zu melden 
nächſten Jahre in Moskau ſtatifindenden polytechni⸗ Königsberg, den 13 De An 1871. u 
fen Ausſtellung gefandt werden, tritt auf der Oſt⸗ 16) Landwirthſchaftliches nſtitut der 
bahn eine Feachterleichterung dahin ein, daß die un⸗ Univerſität Halle. 

verkauft gebliebenen Gegenſtände auf der für den Hin⸗ Nach amtlichem Ausweis ſtudiren im laufenden 
transport benutzten Route frachtfrei nach dem Auf- Winter⸗Semeſter an hieſiger Univerfität mit Einſchluß 
gabeorte zurüdbeförbert werden, wenn der Rücktrans⸗ der Hoſpitanten 218 Landwirthe. 


Davon gehören an: 
dem Königreiche Preußen: 
Provinz Sachſen 
„ Schleſien 
„ Hannover 
„ Brandenburg. 
„ Preußen 
„ Pommern 
„ Weſtfalen 
Rheinprovinz 
Provinz Poſen 
Heſſen⸗Naſſauu 
Schleswig⸗Holſtein 
Hohenzollern. 
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anderen deutſchen Staaten: 

Braunſchweig 

Mecklenbug 

Königreich Sachſen 

Bremen Dia 

Hamburg . 

Anhalt 

Wien a n e eee 

Heſſen, Lippe, Lübeck, Oldenburg, 

Sachſen⸗Weimar, Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen je 2 

Sachſen⸗Alten burg, Coburg⸗Gotha, 
Baden, Würtemberg je 1 


den übrigen enropäiſchen Staaten: 
Oeſter reich 
Ungarn 
Rußland 
Holland 
Schmelz 
Italien 
Türkei 


“> O 00 


DOCH 


127 


38 


58 


63 2 
Perſonal⸗ Chronik. 


| 

17) Dem bei der landwirthſchaftlichen Regierungs⸗ 
Abtheilung hierſelbſt beſchäfligten Bun ee dt e 
rius Carl Emil Lüdicke iſt der Charakter als 
une ⸗Commiſſions⸗ Rath Allerhöchſt verliehen 
worden. 

| Der Doktor v. Suminski und der Kaufmann 
Landshut ſind zu Rathmännern der Stadt Neumark 
gewählt und als ſolche beſtätigt worden. 


Es ſind der Apotheker Bütow zum Beigeordneten, 
der Kaufmann Pincus Pink und der Rechtsanwalt 
Köhler zu Rathmännern der Stadt Flatow gewählt, 
reſp. die beiden erſteren wiedergewählt und als ſolche 
beſtätigt worden. 

ö Die von dem praktiſchen Arzt Dr. Riemer in 
Pr. Friedland bisher commiſſariſch verwaltete Kreis⸗ 
Wundarztſtelle Schlochauer Kreiſes tft demſelben defini⸗ 
tiv verliehen. 

Die kommiſſariſche Verwaltung der Kreis⸗Thier⸗ 
arzt⸗Stelle des Löbauer Kreiſes iſt dem Thierarzte 
J. Klaſſe Willert in Neumark verliehen worden. 


Der Kämmerer Lucke iſt auf fernere 12 Jahre 
zum Kämmerer der Stadt Brieſen gewählt und als 
ſolcher beftäiigt worden. 


Die vacante Kreisboten⸗Stelle bei dem Landraths⸗ 


Amte zu Dt. Crone iſt vom 1. Januar 1872 ab dem 
invaliden Unteroffizier Schilling verliehen worden. 


Erledigte Schulſtellen. 


18) Die Schullehrerſtelle zu Neudorf, Kreis Roſenberg, 
iſt erledigt. Lehrer evangeliſcher Confeſſion, welche 
fih um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Ein⸗ 
ſendung ihrer Zugniſſe bei dem Dominium zu Raubnig 
zu melben. 

Die Schullehrerſtelle zu Gr. Ballowken iſt zum 
1. Januar 1872 erledigt. Lehrer evangeliſcher Con⸗ 


Summa 218 feſfion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 


Halle im December 1871. 


Prof. Dr. Julius Kühn. 


ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei der Königl. 
Regierung zu Marienwerder zu melden. 


DDr 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Ne. und eine Exlra⸗Beilage: Proſpekt der land⸗ u. forſtwirthſchaftl. Zeitung.) 
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